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lieh oder dienstlich verfolgt oder sonst außerhalb der Ver­
sammlung zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt 
nicht für Verleumdungen im Sinne des Strafgesetzbuches, 
wenn sie als solche von einem Untersuchungsausschuß der 
Volkskammer festgestellt worden sind.
Beschränkungen der persönlichen Freiheit, Hausdurch­
suchungen, Beschlagnahmungen oder Strafverfolgungen sind 
gegen Abgeordnete nur mit Einwilligung der Volkskammer 
zulässig.
Jedes Strafverfahren gegen einen Abgeordneten der Volks­
kammer und jede Haft oder sonstige Beschränkung seiner 
persönlichen Freiheit wird auf Verlangen des Hauses, dem 
der Abgeordnete angehört, für die Dauer der Sitzungs­
periode aufgehoben.
Die Abgeordneten der Volkskammer sind berechtigt, über 
Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Abgeordnete 
Tatsachen anvertrauen oder denen sie in Ausübung ihres 
Abgeordnetenberufes solche Tatsachen anvertraut haben 
sowie über diese Tatsachen selbst die Aussage zu ver­
weigern.
Auch wegen der Beschlagnahme von Schriftstücken stehen 
sie den Personen gleich, die ein gesetzliches Zeugnisverwei­
gerungsrecht haben.
Eine Untersuchung oder Beschlagnahme darf in den Räumen 
der Volkskammer nur mit Zustimmung des Präsidiums vor­
genommen werden.

Abgeordnete der Volkskammer bedürfen zur Ausübung 
ihrer Tätigkeit keines Urlaubs.
Bewerbern um einen Sitz in der Volkskammer ist der zur 
Vorbereitung der Wahl erforderliche Urlaub zu gewähren. 
Gehalt und Lohn sind weiterzuzahlen.

Die Abgeordneten der Volkskammer erhalten eine steuer­
freie Aufwandsentschädigung.


